Kreis⸗Blatt 


für den Kreis Gr. Werder 


Nr. 42 


Bezugspreis monatlich 1,50 Danziger Gulden. 


Neuteich, den 22. Oktober 


1925 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 


und des Kreisausſchuſſes. 
Nr. J. — 
Die Geſchichte des Candhkreiſes Elbing. 


Mit finanzieller Unterſtützung des Landkreiſes Elbing iſt als 
erſter Band einer geplanten Reihe Elbinger Heimatbücher, die im 
Auftrage der Elbinger Altertumsgeſellſchaft von Prof. Dr. Ehrlich 
herausgegeben werden, die Geſchichte des Landkreiſes Elbing von 
Lic. Dr. E. G. Kerjtan, dem ehemaligen Pfarrer in Lenzen, ſoeben 
erſchienen. Auf wiſſenſchaftlicher Grundlage beruhend, iſt das 472 
Seiten ſtarke Buch durchaus volkstümlich geſchrieben. Es ſoll ein 
Familienbuch ſein, ſowie ein Buch zu wiſſenſchaftlichen Studien und 
zum Gebrauch in der Hand des Lehrers. Das Werk beginnt mit einer 
erdkundlich-geſchichtlichen Betrachtung des Elbinger Landkreiſes, dann 
folgt die Vorgeſchichte und die Geſchichte des ganzen Ureiſes; daran 
ſchließt ſich die Geſchichte der einzelnen Grtſchaften an, die alphabes 
tiſch geordnet find. In einem Anhang find die Dolfsfagen des Kreis 
ſes abgedruckt. Sahlreiche Beigaben, Beilagen und ſtatiſtiſche Ueber⸗ 
ſichten ergänzen und vervollſtändigen die geſchichtliche Darſtellung. 
Das Buch iſt mit 54 Abbildungen geſchmückt und enthält auch meh— 
rere Karten, darunter eine Griginalkarte aus dem 18. Jahrhundert 
und eine Kreiskarte, die für die Ureisgeſchichte vom Reichsamt für 
Landesaufnahme in Berlin beſonders hergeſtellt iſt und neben den 
neuen Grenzen ſeit 1920 auch noch die alten angibt. 

Das Buch wird ſicher auch in den Landgemeinden des früher 
Elbinger, jetzt zum Kreife Großes Werder gehörigen, Kreisteiles 
regem Intereſſe begegnen. Bei Beſtellung des Buches bis zum 1. 12. 
d. Is. wird ein Vorzugspreis von 6.— Mk. gewährt. Der ſpätere 
Preis im Buchhandel beträgt 8.— Mk. Bei den Herren Ortsvor⸗ 
ſtehern des früher Elbinger Kreisteiles liegen Beſtelliſten zum Vor— 
zugspreiſe zur Einzeichnung aus. 

Die Herren Grtsvorſteher des Elbinger Kreisteiles erſuche ich, 
Vorſtehendes ſogleich in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben. Die Be— 
ſtelliſten werden mit beſonderem Anſchreiben überſandt. 

Tiegenhof, den 19. Oktober 1925. 


Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 
Nr. Ia . 


Formularverlag. 


Bei der Nreisblattdruckerei N. Pech in Neuteich 
ſind weiter folgende Formulare zum Druck gegeben: 


Für Gemeinde⸗ und Gutsvorſtehev: 
Abteilung G Nr. 11 Autrags⸗ und Fragebogen auf Erwerbsloſen— 


unterſtützung. 
5 „ „ 12 Monats⸗Nachweiſung über Ausgaben für Er— 
werbsloſe. 2 
0 „ „ is Antrag auf Uleinrentnerunterſtützung. 


Monats» Nachweiſung über verauslagte Klein 
rentnerunterſtützung. 
Kreishundeſteuerliſte. 
Steuerzettel und Quittungsbuch über Gemeinde— 
ſteuern ſowie andere Abgaben, 
Mahnzettel. 
Oeffentliche Steuermahnung. 
Erſuchen an andere Behörden um Vornahme 
einer Swangsvollſtreckung. 
Pfändungsbefehl. 
Fuſtellungsurkunde. 
Pfändunasprotofoll. 
Pfändungsprotokoll bei fruchtloſem Pfändungs- 
verſuch. 

7 „ „ 24 Verſteigerungsprotokoll. 

Die vorjtchend aufgeführten Vordrucke zu Nr. 
17. bis 24 gelten gleichzeitig auch fiir Amtsvorſtehev. 
Für Amtsvorsteher: 


Abteilung A Nr. 1 Antrag auf Ausſtellung eines Waffenſcheines. 
= „ „ 2 Ehefähigkeitszeugnis 
5 „ „ 5 Seugnis zur Erlangung des Armenrechts. 
5 „ „ 4 Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines 


Geiſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 


Abteilung A Nr 5 Aerztliche Nachrichten über einen Geiſteskranken 
uſw. zur Aufnahme in eine Anſtalt. 
Tiegenhof, den 15. Oktober 1925. 
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Gr. Werder. 
Nr. 2. 8 


Sormularkojten. 


Für die den Gemeinden vom Kreiſe gelieferten Formulare 
a) zur Wohnungsbauabgabe und Lohnſummenſteuer, 
b) zu den Doranſchlägen, 
betragen die Koften 552, —, bezw. 24,50, zuſammen 626,50 G. Der 
Betrag zu a) iſt auf die Gemeinden und Gutsbezirke nach dem Der- 
hältnis der Einwohnerzahl, der Betrag zu b) gleichmäßig auf alle 
Gemeinden verteilt worden. Im einzelnen haben danach zu zahlen: 
Altebabke 2,83, Altenau 2,01, Altmünfterberg 6,91, Altendorf 
3,22, Altweichſel 5,15, Barenhof 5,95, Bärwalde 4,15, Barendt 
2,29, Beiershorft 2,80, Bieſterfelde 4,10, Blumſtein 3,20, Brodſack 
4,47, Bröske 5,24, Brunau 11,55, Damerau 5,57, Dammfelde 2,32, 
Eichwalde 6,72, Einlage 5,47, Fürſtenau 8,51 Fürſtenwerder 9,76, 
Gnojau 6,24, Grenzdorf A 3,92, Grenzdorf B 7,21, Halbſtadi 4,05, 
Herrenhagen 2,11, Heubuden 6,64, Holm 4,88, Irrgang 2,84, 
Jankendorf 3,—, Jungfer 11,55, Kalteherberge 2,86, Kalthof 19,60, 
Kaminfe 2,82, Keitlau 2,39, Krebsfelde 6,95, Müchwerder 2,09, 
Kunzendorf 10,09, Ladekopp 10,04, Lakendorf 8,25, Lupus horſt 
5.24, Gr. Leſewitz 8,50, Kl. Leſewitz 2,29, Leske 5.57, Gr. Lichtenau 
14,17, Kl. Lichtenau 7,60, Ließau 15,44, Lindenau 6,66, Marienau 
11,29, Mielenz 7,01, Mierau 5,02, Gr. Montau 6,21, Kl. Montau 
6,45, Gr. Mausdorf 2 48, Ul. Mausdorf 4,22, Ul. Mausdorfer— 
weide 1,78, Neudorf 1,64, Neukirch 8,60, Neulanghorſt 2,02, Neu— 
münſterberg 9,70, Neunhuben 1,85, Neuſtädterwald 6,61, Neu— 
teicherhinterfeld 2,80, Neuteicherwalde 4,68, Neuteichsdorf 7,14, 
Niedau 5,24, Grloff 4,34, Grlofferfelde 3,90, Palſchau 6,88, Par- 
ſchau 4,29, Petershagen 7,74, Pieckel 9,19, Pietzkendorf 2,31, 
Platenhof 5,16, Pletzendorf 1,67, Pordenau 3,97, Prangenau 3,84, 
Rehwalde 1,64, Reimerswalde 5,21, Reinland 2,66, Rückenau 4,71, 
Rofenort 3,85, Schadwalde 4,96, Scharpau 1 , Schönau 5,94, 
Schöneberg 20,64, Schönhorft 6,52, Schönſee 8,13, Simonsdorf 7,08, 
Stadtfelde 2,83, Stobbendorf 6,45, Stuba 5,04, Tanuſee 8,71, Tiege 
2,29, Tiegenhagen 9,05, Tiegenort 6, 4, Tragheim 4,25, Tralau 
5,29, Trampenau 4,65, Trappenfelde 2,22, Dierzehnhuben 1,73, 
Vogtei 1,22, Walldorf 5,12, Warnau 6,29, Wernersdorf 8,47, Wiedau 
1,355, Seyer 8,42, Sepersvorderkampen 7,65, Adl. Renkau 0,70, 
Krebsfelderweide 15,13 Gulden. 
Ich erſuche die Beträge innerhalb 14 Tagen an die Kreisa 
kommunalkaſſe auf Konto „Vorſchüſſe“ zu erſtatten. 
Tiegenhof, den 16. Oktober 1925. 


Der Landrat als Vorſitzender des Kreis ausſchuſſes 
des Kreiſes Gr. Werder. 
Rr. 2aı 


Sahlung von Beiträgen zur landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgenoſſenſchaft. 


Die ſäumigen Ortsbehörden werden nochmals unter Bezugnahme 
auf die Umdrudverfügung vom 3 Juni d. Is. an Einfendung der 
am 1. d. Mts. fällig geweſenen Beitragsrate zur landw. Berufsge— 
noſſenſchaft nunmehr beſtimmt bis zum: 50. 8. Hits. er⸗ 
innert, andernfalls zwangsweiſe Einziehung erfolgen muß. 

Tiegenhof, den 16. Oktober 1925. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes Gr. Werder als 
Sektionsvorſtand der landw. Berufsgenoſſenſchaft 
Freie Stadt Danzig. 

Nr. 2b: . 


Blinde und taubſtumme Kinder. 


Die Magiſtrate und Gemeindevorſtände werden erſucht, die Nach⸗ 
weiſung der in ihrem Bezirke vorhandenen ſchulpflichtigen blinden 
und taubſtummen Kinder mir bis zum 5. November er. ein- 
zureichen oder Fehlanzeige zu erſtatten. 

Tiegenhof, den 16. Oktober 1925. 


Der Landrat. 


DIES: 
Polizeiverordnung 


zur Abänderung der Polizei verordnung über den 
Nehrzwang im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
(Nehrordnung) vom 9. Mai 1924. — Vom 1. 10. 1925. 
Auf Grund der SS 6, 12 und 1s des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗S. S. 265) und der SS 137 
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und 159 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 


30. Juli 1887 (Geſetz⸗S. 5. 195), ſowie des Geldſtrafengeſetzes vom 
28. September 1923 (Geſetz-Bl. S. 999) und der Verordnung bes 
treffend die Umſtellung beſtehender Geſetze auf Gulden vom 23. Ok— 
tober 1925 wird für das Gebiet der Freien Stadt Danzig vorbehalt⸗ 
lich der Snftimmung des Bezirksausſchuſſes folgendes verordnet: 


1 

Die Polizeiberordnung über den Kehrzwang im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig (Kehrordnung) vom 9. Mai 1924 (St. A. Teil 
I 5. 103 ff.) wird wie folgt geändert: 

8 2 Siffer la erhält folgenden Wortlaut: 

1. Es müſſen gereinigt werden: N 

a) die im Gebrauch befindlichen Hausſchornſteine einſchließlich 

derjenigen für Sammelheizungen und gewerbliche Räucher⸗ 
kammern im Stadtbezirk Danzig in Zoppot, Oliva, Ohra, 
Prauſt, Tiegenhof, Neuteich und Kalthof einmal alle 1½ 
Monate, in allen übrigen Orten und auf dem Lande 3 mal 
im Winter in den Monaten September bis einſchl. April, x 
mal im Sommer in den Monaten Mai bis einſchl. Auguſt. 

Der Bezirksſchornſteinfeger wird ermächtigt, auf dem 
Lande auf Antrag des Hausbeſitzers das Kehren eines 
Schornſteines einmal im Laufe des Winters zu überſchlagen, 
wenn Kauchwaren in dem betreffenden Schornſtein hängen; 

8 2 Ziffer 5 erhält folgenden Wortlaut: 

5. Eine Keinigung der Schornſteine iſt nicht erforderlich, wenn an 
ſie nur Gasfeuerungen angeſchloſſen ſind. 

8 7 erhält folgende neue Siffer 3. 

5. Die Grtspolizeibehörden find berechtigt, jederzeit Prüfungen 
der Schornfteine durch feuerwehrtechniſch gebildete Perſonen 
zu veranlaſſen. Ar 

2. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. November 1925 in Kraft. 
Danzig, den 1. Oktober 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr.⸗Ing. Leske. 
Ausführungsbeſtimmung 

zu der Polizeiverordnung vom 1. Gktober 1925 (St.⸗A. Teil 18. 
509 betr. Abänderung der Polizeiverordnung über den Kehrzwang 

im Gebiet der Freien Stadt Danzig (Kehrordnung) vom 

9. Mai 1924. 

Zur Ausführung des § 2 Ziffer ı a der obigen Holizeiverord— 
nung wird als Uebergangsbeſtimmung angeordnet, daß die Reini— 
gung der Schornſteine auf dem Lande in der Zeit vom 1. November 
1925 bis Ende April 1926 mindeſtens 5 mal zu erfolgen hat. 

Danzig, den 1. Oktober 1925. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr.⸗Ing. Leske. 
Veröffentlicht! 
Tiegenhof, den 15. Oktober 1925. 
Der Landrat. 
Ne. 3a — 
Betrifft: Beantragung von Wandergewerbe⸗ 
ſcheinen für das Kalenderjahr 1926. 

Diejenigen Perſonen, die im Jahre 1926 ein der 
Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen unterliegen— 
des Gewerbe ausüben wollen, werden hierdurch aufgefor- 
dert, die Anmeldung fchon jetzt zu bewirken, da bei ſpäte— 
rer Anmeldung nicht damit gerechnet werden kann, daß 
die Wandergewerbeſcheine vor Beginn des neuen Jahres 
zur Einlöſung bereitliegen. 

Die Anmeldung muß bei der Polizeibehörde des Wohn- 
ortes des Antragftellers oder bei dem für den Aufent- 
haltsort desſelben zuſtändigen Amtsvorſteher erfolgen. 

Bei der Beantragung der Wandergewerbeſcheine iſt 
folgendes zu beachten: 

Die Art des Gewerbebetriebes, ſowie die Art der 
Fortſchaffungs mittel für Waren und Perſonen (CTragkorb, 
Handwagen, Fuhrwerk, Anzahl und Art der Sugtiere 
uſw.) ſind genau anzugeben. i 

Etwaige Begleiter ſind namhaft zu machen. 

Die mit den Anträgen einzureichenden Lichtbilder 
dürfen nicht auf feſten Karton aufgezogen und verſchwom⸗ 
men oder beſchädigt fein. Sweckmäßig iſt es, Lichtbilder 
einzureichen, die den Betreffenden in einer Kleidung zeigen, 
wie er ſie bei Ausübung ſeines Gewerbes trägt. 


Perſonen, die ein ſtehendes Gewerbe angemeldet 
haben und nur innerhalb ihres Wohnſitzes hauſieren 
wollen, bedürfen eines Wandergewerbeſcheines nicht. Auf 
die Verordnung des Senats vom 3. 9. 25 betr. die Aus- 
übung des Wandergewerbes (Staatsanzeiger für 1925 8. 
298), nach welcher die Gemeindebezirke, Oliva, Ohra, 
Emaus, Bürgerwiefen, Brentau, Groß-Walldorf, Klein- 
Walldorf und der Stadtkreis Zoppot hinſichtlich der Aus- 
übung des Wandergewerbes im Sinne des § 55 Abſ. 1 
der Gewerbeordnung mit dem Stadtkreis Danzig gleichge⸗ 
ſtellt werden, wird hingewieſen. 

Gleichzeitig wird noch darauf hingewieſen, daß ſich 
jeder, der das Wandergewerbe ausübt ohne im Beſitze 
eines Wandergewerbeſcheines zu fein, gemäß 88 6, 8 und 
12 des Geſetzes vom 5. 5. 24 ſtrafbar macht, und daß 
die Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Höhe der feſt⸗ 
geſetzten Wandergewerbeſteuer die Verpflichtung zur Ein— 
löfung des Wandergewerbeſcheines nicht aufhebt, wenn der 
Dflichtige ſchon vor der Entſcheidung des Rechtsmittels 
das Gewerbe ausüben will. 

Danzig, den 9. Oktober 1925. 


Steueramt III. 


Veröffentlicht! 

Die Ortsbehörden erſuche ich, durch ortsübliche 
Bekanntmachung darauf hinzuweiſen, daß Anträge auf Er- 
teilung des Wandergewerbeſcheines fo fort bei den Orts⸗ 
polizeibehörden zu ſtellen ſind. 

Die Ortspolizeibehörden erſuche ich, mir die Anträge 
jedesmal unmittelbar nach Entgegennahme einzureichen. 
Auf genaue Ausfüllung der Vordrucke und Beifügung 
eines Lichtbildes weiſe ich beſonders hin. 

Tiegenhof, den 19. Oktober 1925. 

Der Landrat. 


Brückentarif 
für die Brücke über die Jungfer'ſche Lake in Jungfer. 


Nr. 3b. 


| einfach | doppelt 
66 |pl 8 |p 
1. [Ein Fußgänger. — 05 — 06 
2. „ Fahrrad 8 e e 
3.1 „ Pferd oder Rindvieh. 10 20 
4. ] „ Spaziermagen mit 1 Pferd — 25 — 50 
5. „ Spazierwagen mit 2 Pferden . — 35 — 20 
6.| „ Laſtwagen leer 5 — 35 — 70 
2.]„ Laſtwagen beladen e 5595 11 ( — 
8.] „ Laſtwagen beladen mit mehr als zwei 
Pferden ; N 2 = 3 4 — 25 150 
„„ Auto 5 5 e . el 2 
10.] „ Laſtauto 1.1.80 . 


Befveiungen: 


Befreit von dem Brückengelde find; 

a) Oeffentliche Beamte einſchl. der Geiſtlichen und Aerzte, 
wenn fie die Brücke aus dienſtlicher Veranlaſſung benutzen 
und ſich genügend ausweiſen. 

b) Kinder auf dem Wege zum oder vom Schul- und Kon- 
firmanden⸗Unterricht. 

Jungfer, den 15. September 1925. 
. Die Briicfenverwaltung 
Arthur Marks. 

Danzig, den 15. Oktober 1925. 
Der Senat 
Staatl. Verkehrs amt. 

Veröffentlicht! 
Tiegenhof, den 19. Oktober 1925. 


Der Landrat. 


Genehmigt. 


Nr. 4. 3 
Zuſatzrenten für Kriegsbeſchädigte und 


Hinterbliebene. 


Durch Geſetz vom 1. Oktober 1925 (Gef. Bl. S. 269) find die 
Huſatzrenten für Kriegsbefhädigte und Hinterbliebene mit Wirkung 
vom 1. September 1925 neu feſtgeſetzt worden. Danach betragen die 
Zuſatzrenten vom 1. September cr. ab monatlich: 


1) für einen Schwerbeſchädigten von 50%-60 % 18,50 G 
2) „ " 1 7 7 20—80 „% 58,55 „ 
5 N „ über 80 % 64,50 „ 


4) „ eine Kriegerwitwe . 38,35 
5) „ eine vaterlofe Waiſe 12,50 u 
6) „ eine elternloſe Waiſe 18,50 „ 
2) „ einen Elternteil 15735 
7 nor ne a re re 5 2 
9) „ jedes nicht im Erwerbsleben ſtehende Kind des 
Kriegsbeſchädigten W 12750 „ 
10) „ eine Empfängerin von Witwenbeihilfe 24,60 „ 
I) „ einen Empfänger von Waiſenbeihilfe . 1080 „ 
Die nach dieſer Feſtſetzung notwendige Umrechnung der Suſatz— 


renten für September ift bereits erfolgt. Die Derforgungsberechtigten 
erhalten danach im Allgemeinen für Oktober niedrigere Beträge als 
im September. 

Tiegenhof, den 15. Oktober 1925. 


Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegs⸗ 
hinterbliebene. 


Geſetz 
über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Dom 6. 10. 1925. 


Nr. 5. 


8 I. 

Alle Arbeitgeber in der Freien Stadt Danzig find 
verpflichtet, Arbeitsplätze in ihren Betrieben nach Maß⸗ 
gabe der folgenden Vorſchriften mit Schwerbeſchädigten 
zu beſetzen. Mehrere Betriebe desſelben Arbeitgebers, die 
ſich innerhalb des Freiftadtgebietes befinden, gelten als ein 
Betrieb. 


8.22% 

Arbeitgeber im Sinne dieſes Geſetzes find auch die 
Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen 
Rechts, Arbeitsplätze auch die Beamtenftellen. Die be— 
ſonderen Vorſchriften und Grundſätze über die Beſetzung 
der Beamtenſtellen, insbeſondere über Vorbildung, Reihen— 
folge und Wartezeit der Anwärter für Beamtenſtellen und 
über die Beförderung, Verſetzung und Entlaſſung der Be— 
amten werden durch dieſes Geſetz nicht berührt, ſind aber 
fo zu handhaben, daß fie die Einſtellung Schwerbeſchädig— 
ter erleichtern. 


83 
Schwerbeſchädigte im Sinne dieſes Geſetzes find alle 
Perſonen Danziger Staatsangehörigkeit, die infolge einer 
Dienſtbeſchädiguug oder eines Unfalles oder beider Er— 
eigniſſe um wenigſtens 50 v. H. in ihrer Erwerbsfähig— 
keit beſchränkt find und auf Grund des Derforgungsge- 
ſetzes in der Faſſung vom 26. Auguſt 1924 und der ans 
dern Militärverſorgungsgeſetze oder auf Grund der reichs— 
geſetzlichen Unfallver ſicherung, des Unfallfürſorgegeſetzes vom 
8. Juli 1901 (Keichsgeſetzbl S. 211) oder entſprechender 
im Gebiete der Freien Stadt geltender preußiſcher Vor— 
ſchriften, eine Rente oder Penſton beziehen. 
Schwerbeſchädigte find ferner Blinde, deren Erblin- 
dung nicht auf Dienſtbeſchädigung oder Betriebsunfall 
beruht. 
4 
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ſind. 


§ 4. 
Ein Arbeitgeber, der über 20 bis einſchließlich 40 


Arbeitsplätze verfügt, muß wenigſtens einen Schwerbeſchä— 
digten auf weitere je 40 Arbeitsplätze einen weiteren 
Schwerbeſchädigten beſchäftigen. Angefangene 40 Ar— 
beitsplätze werden dabei vollen 40 gleichgerechnet. 

Verfügt eine öffentlich-rechtliche Hörperſchaft über 
weniger als 20 Arbeitsplätze, ſo kann auf Antrag der 
Hauptfürforgeftelle der Senat beſtimmen, daß ein Arbeits- 
platz für Schwerbeſchädigte vorzubehalten iſt, wenn dieſer 
Platz ſich für Schwerbeſchädigte eignet und die Einſtellung 
für den Arbeitgeber keine beſondere Härte bedeutet. 


5. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann einzelne private Arbeit— 
geber, die nicht über 80 ſtändig beſetzte Arbeitsplätze ver⸗ 
fügen, von den Verpflichtungen, die ihnen durch dieſes Ge— 
ſetz oder den auf ihm beruhenden Anordnungen des Se— 


nats auferlegt ſind, ganz oder zum Teil befreien, wenn es 


nach der beſonderen Lage des Falles erforderlich iſt. Die 
Befreiung kann an Bedingungen geknüpft werden, die der 
Förderung der Schwerbeſchädigtenfürſorge dienen. Die 


Hauptfürſorgeſtelle kann ferner allgemein oder im einzel- 
nen Falle aus beſonderen Gründen beſtimmen, daß nur 
vorübergehend beſetzte Arbeitsplätze, ſowie einzelne Arten 
von Lehrſtellen und einzelne Arten von Stellen der Haus- 
gewerbetreibenden (Heimarbeiter) nicht als Arbeitsplätze 
mitzuzählen ſind. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann auch nach Anhörung 
des Schwerbeſchädigtenausſchuſſes anordnen, daß beſtimmte 
Arten von Arbeitsplätzen, die vorzugsweiſe für Schwer- 
beſchädigte geeignet ſind, auch durch Schwerbeſchädigte zu 
beſetzen ſind. 

Werden Arbeitsplätze frei, die nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes für Schwerbeſchädigte frei zu halten find, 
fo hat fie der Arbeitgeber unbeſchadet ſonſt vorgeſchriebe⸗ 
ner Anzeigepflichten binnen 3 Tagen der Hauptfürſorgeſtelle 
anzuzeigen. Er darf fie erſt beſetzen, wenn die Hauptfür- 
ſorgeſtelle ihm binnen 16 Tagen nach Eingang der Anzeige 
bei der Hauptfürſorgeſtelle keinen geeigneten Schwerbe— 
ſchädigten genannt hat. 


6. 5 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann einem privaten Arbeit⸗ 
geber, der nicht die vorgeſchriebene Anzahl von Schwerbe— 
ſchädigten eingeſtellt hat, eine angemeſſene Friſt zur Nach⸗ 
holung mit der Erklärung beſtimmen, daß fie nach frucht⸗ 
loſem Ablauf der Friſt ſelbſt die einzuſtellenden Schwer— 
beſchädigten bezeichnen werde. 

Hat der Arbeitgeber innerhalb der Friſt die Schwer— 
beſchädigten nicht eingeftellt, fo beſtimmt die Hauptfürjorge- 
ſtelle die Schwerbeſchädigten und den Seitpunkt, zu dem 
ſie einzuſtellen ſind. Mit Suſtellung dieſes Entſcheides gilt 
zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Schwerbeſchädigten ein 
Arbeitsvertrag als abgeſchloſſen. Seinen Inhalt beſtimmt 
die Hauptfürſorgeſtelle ſoweit nicht die Beſtimmungen eines 
Tarifvertrages oder Betriebsvereinbarungen maßgebend 
Die Hauptfürſorgeſtelle hat ſich dabei nach den gel⸗ 
tenden Tarifverträgen, Betriebspereinbarungen oder Arbeits- 
ordnungen und ſoweit ſolche nicht beſtehen nach Ar— 
beitsverträgen zu richten, die ſonſt üblicherweiſe mit Schwer— 
beſchädigten abgeſchloſſen werden. 

Soweit es ſich um HKörperfchaften, Stiftungen oder 
Anſtalten des öffentlichen Rechts handelt, liegt die Durd)- 
führung des Geſetzes den Trägern der Dienſtaufſicht im 
Benehmen mit der Hauptfürſorgeſtelle ob. Gegen die 
Entſcheidung der Träger der Dienſtaufſicht kann die Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle die Entſcheidung des Senats anrufen. 

§ 7. 

Die Hauptfürſorgeſtelle kann auch Perſonen, die um 
wenigſtens 50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit be— 
ſchränkt und nicht bereits nach § 3 geſchützt find (Schwer- 
erwerbsbeſchränkte) ſowie Kriegs- und Unfallbeſchädigten, 
bei denen die Minderung der Erwerbsfähigkeit weniger 
als 50, aber wenigſtens 30 vom Hundert beträgt (Minder— 
beſchränkte), unter den gleichen Dorausſetzungen dieſen 
Schutz zuerkennen. 

Die Entſcheidung kann von der Hauptfürforgeftelle 
widerrufen werden. Der Widerruf iſt am Ende des Ka- 
lendervierteljahres wirkſam, das auf den Widerruf folgt. 

8 8. f 

Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, der Hauptfürforges 
ſtelle die Auskunfte zu erteilen, die im Intereſſe der Unter⸗ 
bringung der Schwerbeſchädigten notwendig find und Ein- 
ſicht in die Lohn⸗ und Gehaltsliſten zu gewähren. Die 
für die Hauptfürſorgeſtelle tätigen Perſonen find zur Ge— 
heimhaltung der Geſchäfts⸗ und Betriebsverhältniſſe ver- 
pflichtet, die bei dieſer Gelegenheit zu ihrer Kenntnis ge- 
langen. Die Strafbeſtimmung des $ 145 a der Reichs- 
gewerbeordnung gilt entſprechend. 

5 9 

Schwerbeſchädigte erhalten die gleiche Bezahlung wie 
gefunde Mitarbeiter. Können fi) die Parteien über die 
Höhe des Lohnes nicht einigen, fo entſcheidet die Haupt: 
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fürſorgeſtelle. Die Höhe der Rente beſtimmt nicht aus⸗ 
ſchließlich den Grad der Erwerbsfähigkeit. 
0 


$ 10. | 
> Scwerbefhädigte dürfen nur nach Anhörung der bes 
ſtehenden Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und nur unter 
Innehaltung einer vierwöchentlichen Kündigungsftift ent⸗ 
laſſen werden, ſofern ſie nicht nach Geſetz oder Vertrag 
auf eine längere Hündigungsfriſt Anſpruch haben. Die 
Kündigung iſt erſt wirkſam, wenn die Hauptfürſorgeſtelle 
ihr zugeftimnit hat. 

Die Suſtimmung iſt bei der Hauptfürſorgeſtelle ſchrift⸗ 
lich zu beantragen; die Kündigungsfrift läuft erſt von 
dem Tage des Eingangs des Antrages bei der Hauptfür⸗ 
ſorgeſtelle. Wird der Hauptfürſorgeſtelle der Antrag zuge- 
ſtellt, ſo gilt mit Ablauf des 10. Tages nach der Su⸗ 
ſtellung die Zuftimmung als erteilt, falls fie nicht vorher 
verweigert wird. Die Suſtellung wird durch eine Empfangs; 
beſcheinigung der Hauptfürſorgeſtelle erſetzt. N 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die friſtloſe Kün⸗ 
digung werden nicht berührt. Wenn es ſich um eine 
Krankheit handelt, die eine Folge der Uriegsdienſtbeſchädi⸗ 
gung iſt, muß die Suſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle 
eingeholt werden. 

Schwerbeſchädigte, denen lediglich aus Anlaß eines 
Streiks oder einer Ansſperrung friſtlos gekündigt worden 
ift, find nach Beendigung des Streiks oder der Ausſper⸗ 
rung wieder einzuſtellen. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 und ll finden nicht 
Anwendung auf Schwerbeſchädigte, die Vorſtandsmitglieder 
und geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen, Ge— 
ſchäftsführer, Prokuriſten oder Generalbevollmächtigte ſind. 

Das Freiwerden eines durch einen Schwerbeſchädigten 
beſetzten Arbeitsplatzes iſt der Hauptfürſorgeſtelle unver⸗ 
züglich anzuzeigen, ſoweit nicht nach Abſatz 1 ihre Zuftim- 
mung zur Kündigung erforderlich iſt. 


SAL. 

Die Zuflimmung zur Kündigung darf von der Haupt- 
fürforgeftelle nicht verſagt werden, wenn der Arbeitgeber, 
der ſeine Einſtellungspflicht nach Mindeſtzahl und Art 
(SS 4, 5 und 6) erfüllt hat, auf den freiwerdenden Ar— 
beitsplatz im Einvernehmen mit der Hauptfürſorgeſtelle 
einen anderen Schwerbeſchädigten einſtellt, der in ähnlichem 
Umfang wie der bisherige erwerbsbeſchränkt iſt. 

Die Suſtimmung darf gleichfalls nicht verſagt werden, 
wenn der Betrieb eines Arbeitgebers nicht nur vorüber⸗ 
gehend vollſtändig eingeſtellt oder weſentlich eingeſchränkt 
wird und zwiſchen dem Tage der Kündigung und dem 
Tage, bis zu dem Gehalt oder Cohn weitergezahlt wird, 
mindeſtens drei Monate liegen. 

Den Betrieben ſtehen ſelbſtändige Betriebsabteilungen 


gleich. 


8 12. 

Die Zuftimmung der Hauptfürforgeftelle iſt nicht er- 
forderlich, wenn ein Schwerbeſchädigter von einem Arbeit- 
geber, der ſeine Einſtellung nach Mindeſtzahl und Art 
(§§ 4 und 5) erfüllt hat, ausdrücklich nur zur vorüber- 
gehenden Aushilfe, für einen vorübergehenden Sweck oder 
verſuchsweiſe angenommen wird, es ſei denn, daß das 
Arbeitsverhältnis über drei Monate hinaus fortgeſetzt 
wird. Eine derarlige Einſtellung iſt der Hauptfürſorgeſtelle 
unverzüglich anzuzeigen. 

13 


Ein privater Arbeitgeber, der vorſätzlich oder grob 


fahrläffig gegen die Vorſchriften dieſes, Geſetzes verſtößt, iſt 
von dem Schlichtungsausſchuß für jeden einzelnen Fall 
mit einer Buße bis 300 Gulden, im Wiederholungsfalle 
bis 3000 Gulden zu belegen. In den Schlichtungsaus- 
ſchuß find als zwei der Vertreter der Arbeitnehmer Schwer— 
beſchädigte zu berufen, falls nicht ohnehin die Suſammen⸗ 
ſetzung des Ausſchuſſes dieſen Erforderniſſen entſpricht. 
Der vom Schlichtungsausſchuß gefällte Spruch iſt endgül⸗ 
lig, eine durch ihn feſtgeſetzte Buße wird im Derwaltungs- 


zwangs verfahren beigetrieben und fließt der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle zur Verwendung für Swecke der Schwerbeſchädigten⸗ 
fürſorge zu. 

8 14. 


Wenn ein Schwerbeſchädigter ohne berechtigten Grund 
einen Arbeitsplatz zurückweiſt oder verläßt, oder wenn er 
ſonſt durch ſein Verhalten die Durchführung des Geſetzes 
ſchuldhaft vereitelt, kann ihm die Hauptfürſorgeſtelle die 
Vorteile dieſes Geſetzes zeitweilig verſagen. Der Schwerbe- 


ſchädigte muß vor der Entſcheidung gehört werden. In 


dieſer muß die Friſt beſtimmt werden, für die ſie gilt. Die 
Friſt läuft vom Tage des Entſcheides an und darf nicht 
mehr als ſechs Monate betragen. Die Entſcheidung iſt 
iſt dem Schwerbeſchädigten mitzuteilen. 


8 15. 


Die Hauptfürſorgeſtelle iſt ermächtigt, Beſchädigte, für 
die eine Kente noch nicht feſtgeſetzt iſt, bis zur Feſtſetzung 
ihrer Rente den Schwerbeſchädigten gleichzuſtellen, wenn 
beſtimmt anzunehmen iſt, daß ihre Erwerbsbeſchränkung 
auf 50 v. H. oder mehr bemeſſen werden wird. 


Schwerbeſchädigte (§ 5), deren Rente bei erneuter 
Feſtſetzung auf weniger als 50 v. H. herabgeſetzt wird, 
genießen noch für ein Jahr von der Rechtskraft der neuen 
Entſcheidung an den Schutz dieſes Geſetzes. 


8 16. 


Gegen Anordnungen und Entſcheidungen, die die 
Hauptfürforgeftelle auf Grund der Dorfchriften dieſes Ge— 
ſetzes trifft, kann binnen einer Woche nach deren Zuftel- . 
lung Beſchwerde bei dem Schwerbeſchädigtenausſchuß (§ 
17) erhoben werden; dieſer entscheidet endgültig. Die Be⸗ 
ſchwerde hat mit Ausnahme des im § 6 vorgeſehenen 
Falles keine aufſchiebende Wirkung, es ſei denn, daß der 
Schwerbeſchädigtenausſchuß es auf Antrag ausdrücklich 
anordnet. 

§ le. 


Bei der Hauptfürſorgeſtelle ift ein Schwerbeſchädigten⸗ 
ausſchuß zu bilden, der aus einem unparteiiſchen Dorfigen- 
den, zwei Arbeitgebern und zwei Schwerbeſchädigten be— 
ſteht. Von den ſchwerbeſchädigten Arbeitnehmern ſoll je 
einer kriegsbeſchädigt und einer unfallbeſchädigt ſein, der 
Arbeitgeber muß der Unfallgenoſſenſchaft angehören. Als 
unparteiiſcher Vorſitzender iſt der Vorſitzende des Schlich- 
tungsausſchuſſes zu beſtellen, an den Sitzungen des Schwer— 
beſchädigtenausſchuſſes nimmt je ein Vertreler der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle und ein Vertreter der Gewerbeaufſicht mit 
beratender Stimme teil. Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, 
wenn außer dem Dorfißender mindeſtens je ein Schwerbe- 


ſchädigter und ein Arbeitgeber iſt. 


Die Mitglieder aus den Ureiſen der ſchwerbeſchädigten 
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber werden aus den Vor— 
ſchlägen der betreffenden Berufsorganiſation vom Senat be— 
ſtimmt. Der Vertreter der Hauptfürſorgeſtelle wird von 
dieſer, der Vertreter der Gewerbeaufſicht vom Senat er— 
nannt. 

Die Beſtellung und Ernennung gilt jeweils auf zwei 
Jahre. Für jedes Mitglied iſt ein Stellvertreter zu beſtimmen. 


5 18. 


Der Senat. wird ermächtigt, den in § 4 beſtimmten 
Bruchteil der Arbeitsplätze bei weſentlicher Veränderung 
der Lage auf dem Arbeitsmarkte nach Anhörung des 
Schwerbeſchädigtenausſchuſſes und im Benehmen mit den 
Arbeitsnachweiſen und der Gewerbeaufficht anderweitig 
feſtzuſetzen. Er kann feine Anordnungen auf einzelne Be- 
rufsgruppen beſchränken, einzelne Berufsgruppen aus⸗ 
ſchließen und den Bruchteil für verſchiedene Berufsgruppen 
verſchieden bemeſſen. 


* 


Der Senat iſt ermächtigt, Beſtimmungen zur Aus⸗ 
führung des Geſetzes zu erlaſſen.— 
Danzig, den 6. Oktober 1925. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz 
Veröffentlicht! 
Tiegenhof, den 15. Oktober 1925. 


Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegs- 


hinterbliebene. 
Ars 6. — — 
Aufenthaltsermittelung. 
Die Herren Gemeinde- und Gutsvorſteher, ſowie die Herren 


Landjäger werden erſucht, feſtzuſtellen, und binnen 14 Tagen anzu⸗ 
zeigen, ob ein Arbeiter Ernſt Matern, geb. am 28. September 1898 
in Neuteich, dort wohnhaft iſt eventl. wohin ſich derſelbe abge— 
meldet hat. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 

Tiegenhof, den 8. Oktober 1925. 


Wohlfahrtsamt des Kreiſes Gr. Werder. 


Nr 
Aufenthaltsermittelung. 
Die Herren Gemeinde- und Gutsvorſteher werden erſucht, feſt⸗ 
zuſtellen, und binnen 14 Tagen anzuzeigen, ob ein Melker Paul 
Sanowski, geb. Februar 1895, dort wohnhaft iſt, eventl. wohin 


ſich derſelbe abgemeldet hat. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 
Tiegenhof, den 9. Gktober 1925. 
Wohlfahrtsamt des Kreiſes Gr. Werder. 


Nr. 8 


Aufenthaltsermittelung. 

Die Herren Gemeinde- und Gutsvorſteher des Kreifes werden 
erſucht, feſtzuſtellen, und binnen 14 Tagen mitzuteilen, ob der Arbeiter 
Martin Schwarz, etwa 20 Jahre alt, dort wohnhaft iſt bezw wohin 
ſich derſelbe abgemeldet hat. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 

Tiegenhof, den 16. Oktober 1925. 


n des Kreiſes Gr. Werder. 
Nr. 9. Be ee 
perſonalien. 


Seitens des Senats der Freien Stadt Danzig iſt Fräulein Maria 
Trienke in Jungfer zur ſtellvertretenden Standesbeamtin für den Stan- 
desamtsbezirk Junger ernannt worden. 

Tiegenhof, den 15. Oktober 1925. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Gr. Werder. 


IHRE, — 
Schweinepeſt. 
Bei einem verendeten Läuferſchwein des Arbeiters Johann 


witt in Tiegenhof iſt amtstierärztlich Schweinepeſt feſtgeſtellt. Ueber 

das Grundſtück werden die Schutzmaßregeln nach den 88 265 bis 268 

der ee Anordnung vom 1. Mai 1912 verhängt. 
Tiegenhof, den 12. Oktober 1925. 


Der Landrat. 
I: 


Schweinepeſt. 

Die Schweinepeſt bei dem Hofbeſitzer Schleimer in Schöneberg 
und bei dem Tifchlermeifter Quandt in Schöneberg iſt erloſchen. Die 
angeordneten Schutzmaßregeln ſind mit ſofortiger Wirkung aufgehoben. 

Tiegenhof, den 14. Oktober 1925. 


a Der Landrat. 
L W2/ Sen 
Elektrifierung des Kreijes Gr. Werder. 


Bei der herrfchenden Kreditnot ift es bisher nicht gelungen, das 
für die Elektriſterung des Kreifes erforderliche Kapital aufzubringen. 
Infolgedeſſen kann angeſichts der vorgerückten Jahreszeit nicht mehr 
damit gerechnet werden, daß der Bau des Leitungsnetzes noch in 
dieſem Jahre in Angriff genommen werden wird. 

Tiegenhof, den ı5. Oktober 1925. 


Ueberlandwerk Gr. Werder. 


G. m. b. H. 


Bekanntmachungen anderer Behörden, 


Bekanntmachung. 
Ich bin vom Urlaub zurückgekehrt und habe mit dem 14. d. 
Mts. meine Amtsgeſchäfte wieder aufgenommen. 
Sprechſtunden wie bisher: Montag, Donnerstag, Sonnabend 
10-12 Uhr. 
Der Vorſtand des Medizinalbezirkes III. 
Dr. Mangold, Regierungs- und Medizinalrat. 
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Bekanntmachung. 


Gemäß Vorſtands⸗ und Ausſchußbeſchluß wird der 8 88 der 
Satzung dahingehend geändert, daß als Publikationsorgan 
. die Danziger Volksſtimme —Danzig 
binzukommt und u 
der § 21 der Satzung dahingehend, 
daß ſtatt des halben Krankengeldes 
das ganze Krankengeld als Hausgeld gezahlt wird. 
Die Aenderung des § 88 trat am 12. Juni und die Aenderung des 
§ 21 am 4. September 1925 in Kraft. 


Neuteich, den 5. Oktober 1925. 
Der Vorſtand der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe für 
den Kreis Gr. Werder. 
Stukowski, Vorſitzender. 


Stundenpläne! 


Die Herren Schulleiter und Lehrer, welche noch nicht die Stunden, 
pläne für das Winterhalbjahr eingereicht haben, wollen dies bis zum 
28. d. Mts. nachholen. 


Tiegenhof, den 18. Oktober 1925. 
Der Kreisſchulrat. 


Weidemann. 


Landeskunde von Danzig. 


Das vom ſtatiſtiſchen Landesamt in Danzig herausgegebene 
Heft „Beiträge zur Natur- und Landeskunde der Freien Stadt Darts 
zig“ (Preis 1,50 G) wird zur Anſchaffung für die Schulen wärm— 
ſtens empfohlen. 


Tiegenhof, den ı8 Oktober 1925. 
Der Kreisſchulrat. 


Weidemann. 


Jeuerſpritzen 


Handdruck⸗ u. Motorſpr. 


n, au veralteter Spritzen 


Waſſerwagen 
für Hand» und Pferdezug. 


Maſchnenfabril B. Jahr. Prauſt. 


Vertreter der Feuerwehrgerätefabriken Gustav Ewald, Cüſtrin-⸗N. 


. 


Ehrhardt & Sehmer, Saarbrücken. 


Bitte ausschneiden, ausfüllen und in den nächsten Brief⸗ 
kasten werfen. 


Ich bestelle hiermit 


Neuteicher 
Zeitung u. 
Anzeiger 


für den 
Monat 
November 
und bitte den Bezugs- 
preis von G1 (zuzügl. 
20 P Bestellgeld) durch 
den Briefträger bei mir 
erhebem zu lassen, 


An die 


Postanstalt 


Wohnort 


Strasse und Hausnummer 


usqlasydssajun Jed oni 


Rechnungsabſchluß 


der Algen a Ortskrankenkaſſe für den Kreis Großes Werder zu 1 für 
das Geſchäftsjahr 1924. 


Einnahme 


Kapitel im einzeln insgeſ. 


Ausgabe 
insgeſ. 


im einzel. 
P 


Erträge aus Kapitalanlagen 


Beiträge 
l Beiträge der Arbeitgeber und ver- 
357 i ſicherungspflichtigen Mitglieder 215837 68 
2 Beiträge der verſicherungsberech⸗ 
tigten Mitglieder 5541| 49 [219 379 fl 
4 Kranken⸗, Wochen⸗ und 
Familienhilfe 
1a AKrankenbehandl. durch approbierte 
Aerzte 82809 93 
b u durch Sahnärzte 11454 46 
10 b „ andere a 
b | Heilperſonen 1825| 14 
2a Arzenei und fonftige Heilmittel 57061 271 
8 Kranfenhauspflege 13027 | 16 
6 Kranfengeld 34168 90 
8 Wochen⸗ und gamitiertmodenktifd 7 691 59 
8 Haus geld 88 708 76 
5 Sterbegeld 
0 1 für Mitglieder 
1 2 [„ Familienangehörige 2751 — 
6 [ PVerwaltungshoſten 
1] ßperſönliche 
2 ſächliche 16552 | 97 
77 i Vermögensanlagen 
4 Erwerb von Geräten 198 — 
6 828 02 


8 Sonſtige 
Beſtand aus dem Vorjahre 


15745 58 
215055 75 


255554 | 10 


Vermögens nachweiſung. 


Vermögen. | 

1) Kaffenbeftand G 20 520,35 

145 ö 2) Hypotheken „ 1800,.— 

8 f | 3) Unberichtigt gebliebene Er⸗ 
8 ſatzforderungen für Kranken⸗ 
hilfe, Kriegs beſch., rückſt. Bei⸗ 

träge u. ſonſtige Forderungen „ 16 924,96 

4) G räte 8 11281 

G 40 370,4) 

Schulden. — — — 


2 | Mithin Ueberſchuß J 403 57009 
Neuteich, den 11. Mai 1925. b 


Der Vorſtand der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe für den 
Kreis Großes Werder. 


Stukomwshi, Vorſitzender. 


Druck und Verlag von R. Pech & W. Richert, Reuteich (Freie Stadt Danzig). 


